Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1483 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5031/67 


Bonn, den 6. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die teilweise Aussetzung 
des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr von Färsen 
und Kühen bestimmter Höhenrassen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 21. Dezember 1966 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Heck 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg. 
Postfadi 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die teilweise Aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bei 
der Einfuhr von Färsen und Kühen bestimmter Höhenrassen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT -- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Rindfleisch, insbesondere auf Artikel 18^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat im 
Rahmen des GATT zum Zollsatz von 6 v. H. ein 
Gemeinschaftszollkontingent von 20 000 Stück Fär- 
sen und Kühen bestimmter Höhenrassen konsoli- 
diert. Die Möglichkeiten der Ausnutzung dieses Kon- 
tingents müssen in dem gesamten Gebiet bestehen, 
in dem der Gemeinsame Zolltarif gilt. 

Die Aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bis 
zur Höhe von 6 v. H. für Einfuhren dieser Rinder- 
arten ermöglicht es, die von der EWG gegenüber 
dem GATT eingegangenen Verpflichtungen zu er- 
füllen. Angesichts der in diesen Drittländern für die 
Ausfuhr verfügbaren verhältnismäßig geringen 
Mengen dürfte infolge dieser Zollaussetzung nicht 
die Gefahr bestehen, daß die Einfuhren die in der 
Konsolidierung vorgesehenen Mengen wesentlich 
überschreiten werden. 

Aus Artikel 5 Absatz (4) der Verordnung 
Nr. 14/64/EWG ergibt sich, daß bis zu dem Zeit- 
punkt der Erfüllung dieser Verpflichtung die Er- 
hebung von Abschöpfungen für die betreffenden 
Waren vollständig oder zumindest teilweise ausge- 
setzt wird. Zur Gewährleistung der Gemeinschafts- 
präferenz, die durch Anwendung des Abschöpfungs- 
systems auf Einfuhren aus den Mitgliedstaaten aus- 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 27. Fe- 
bruar 1964, S. 562/64 


j geschaltet werden könnte, ist deshalb die Erhebung 
j der innergemeinschaftlichen Abschöpfungen für die 
betreffenden Waren auszusetzen. 

Um den Umfang der durchgeführten Einfuhren kon- 
trollieren zu können, ist es angebracht, daß die Kom- 
mission über regelmäßige Auskünfte verfügt. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Ab 1. Januar 1967 ist der Gemeinsame Zolltarif 
für nicht zum Schlachten bestimmte Färsen und Kühe 
der Höhenrassen; Grauvieh, Braunvieh, Gelbvieh, 
Fleckvieh (Simmentaler) und Pinzgauer der Zoll- 
position ex 01.02 A II bis zur Höhe von 6 v. H. aus- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Ab 1. Januar 1967 setzen die Mitgliedstaaten die 
Erhebung von Abschöpfungen für die Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse im innergemeinschaftlichen 
Handel aus. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission halb- 
monatlich die Einfuhrmengen für die in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse mit. 

Diese Mitteilung erfolgt am zweiten Werktag, 

I der auf den 15. und den letzten Tag des Monats 
folgt, jeweils für die in der ersten und zweiten 
Hälfte des Monats eingeführten Mengen, 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Während der Tarifverhandlungen in Genf im Jahre 
1960/61 hat die Gemeinschaft zugunsten Österreichs 
ein jährliches Kontingent von 20 000 Stück Färsen 
und Kühen, andere als zur Schlachtung bestimmte, 
der fünf folgenden Alpenrassen: Grauvieh, Braun- 
vieh, Gelbvieh, Simmental-Fleckvieh und Pinzgauer, 
zu einem Zollsatz von 6 konsolidiert. 

Im Dezember 1965 hat die Kommission dem Rat 
einen Verordnungsentwurf vorgelegt, der für diese 
Kategorie von Tieren den Zoll des Gemeinsamen 
Zolltarifs ab 1. Januar 1966 bis zur Höhe von 6®/o 
aussetzt. Dieser Vorschlag fand seine Rechtferti- 
gung in der Tatsache, daß die jährlichen Ausfuhr- 
möglichkeiten Österreichs in die Länder der EWG 
sich für diese fünf Rinderrassen als nicht ausreichend 
erwiesen haben, um die konsolidierte Menge von 
20 000 Stück zu erreichen; die Dienststellen der Kom- 
mission nahmen daher an, daß es ohne wirkliche 
Gefahr möglich wäre, diese Begrenzung der Einfuh- 
ren im Wege eines Kontingentes fallen zu lassen. 

Der Rat hat die ursprünglichen Vorschläge der Kom- 
mission nicht angenommen und die Entscheidung 
des Rats vom 2. Februar 1966 teilte das Kontingent 
für 1966 folgendermaßen auf: 

Deutschland 14 000 Stück 

Italien 5 000 Stück 

Frankreich 1 000 Stück 

Mit Verbalnote vom 23. November 1966 hat die 
Österreichische Mission bei den Europäischen Ge- 
meinschaften unterstrichen, daß die Aufteilung für 
das Jahr 1966 nicht mehr der Entwicklung der öster- 
reichischen Ausfuhren in die EWG entspricht. 

Tatsächlich hat Österreich während der drei ersten 
Vierteljahre 1966 7 109 weibliche Tiere der Höhen- 
rassen an Italien geliefert gegenüber nur 2 462 an 
Deutschland. Dagegen wurden während des gleichen 
Zeitraumes 6 489 Zuchtrinder nach Italien und 1 227 
nach Deutschland ausgeführt. Diese beiden letzten 


Ausfuhren umfassen Tiere, für die die gleiche Defi- 
nition zutrifft wie für die unter das Tarifkontingent 
fallenden, ohne daß sich ihre Anzahl genau bestim- 
men läßt. 

In Anbetracht dieser Entwicklung hat die österrei- 
chische Mission beantragt, das Kontingent für 1967 
folgendermaßen aufzuteilen: 

Deutschland 7 500 Stück 

Italien 12 000 Stück 

Frankreich 500 Stück 

Die österreichische Mission bei den Europäischen 
Gemeinschaften unterstreicht als Schlußfolgerung, 
daß dieser Vorschlag zur Verteilung „die juristische 
Position Österreichs in keiner Weise ändert, gemäß 
der eine gemeinschaftliche tarifaire Unterteilung 
nicht dem GATT-Abkommen entspricht, das wäh- 
rend der Dillon-Verhandlungen zustande gekommen 
ist, und die nicht vorgenommen werden soll. Das 
gesamte Tarifkontingent müßte vielmehr ohne Ein- 
schränkung auf dem genannten Gebiet Geltung ha- 
ben können, auf dem der gemeinsame Zoll der EWG 
Anwendung findet". 

Um die Unzulänglichkeiten einer pauschalen Unter- 
teilung zu vermeiden, die der Handelsentwicklung 
für diese Tierkategorie nicht Rechnung tragen kann 
und mit dem Ziel, den gemeinschaftlichen Charak- 
ter der von der EWG eingegangenen Verpflichtun- 
gen zu bewahren, die zu Recht von der österreichi- 
schen Mission in Erinnerung gerufen wurden, wird 
vorgeschlagen, ab 1. Januar 1967 den Zoll des ge- 
meinschaftlichen Zolltarifs bis zur Höhe von 6 ®/o 
für Färsen und Kühe der Höhenrassen, die konsoli- 
diert wurden, auszusetzen. 

Es scheint, daß eine solche Lösung die Höhe der 
Einfuhren dieser Tierarten aus Österreich nicht we- 
sentlich verändern würde; sie hätte den Vorteil, der 
EWG zu ermöglichen, ohne sich der Kritik auszuset- 
zen, ihre eingegangenen Verpflichtungen zu erfül- 
len. 
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